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Die DKP Karlsruhe erklärte am 
Samstag zum Protest gegen den 
neonazistischen »Tag der deutschen 
Zukunft« am 3. Juni: 
(…) Bis zu 1.000 Neonazikader pla-
nen, durch Karlsruhe-Durlach zu 
marschieren und für die Abschaffung 
demokratischer Rechte durch eine fa-
schistische Gewaltherrschaft zu wer-
ben. Organisiert wird der Aufmarsch 
in diesem Jahr maßgeblich durch den 
Kreisverband der neofaschistischen 
Partei »Die Rechte«.

Dagegen gibt es schon seit länge-
rem vielfältige und intensive Vorberei-
tungen des AAKA (Antifaschistisches 
Aktionsbündnis Karlsruhe) und des 
Netzwerks Karlsruhe gegen Rechts. 
Die DKP arbeitet in diesen Bündnis-
sen mit und versucht, inhaltlich zu 
orien tieren. Hierzu wurde am 18. Mai 
eine Resolution verabschiedet. Darin 
heißt es:

»Bereits 2013 konnten engagierte 
Karlsruher Bürgerinnen und Bürger 
in einem breiten Bündnis verhindern, 
dass Hunderte von Neonazis durch die 
Straßen der Stadt ziehen konnten. Das 
war eine hervorragende demokratische 
Tat, auf die wir als Karlsruher stolz 

sein können! Die DKP setzt sich ohne 
Wenn und Aber für einen geeinten Pro-
test gegen Naziumtriebe ein. Spaltung 
des Protests und Ausgrenzung dürfen 
da keinen Platz haben. Dem steht ent-
gegen, wenn der Durlacher Ortschafts-
rat sich schon im Vorfeld gegen ›son-
stige extremistische Inszenierungen‹ 
ausspricht und der Karlsruher Gemein-
derat sich auch noch mal im Vorfeld 
distanzieren möchte wie schon mit sei-
ner vorangegangenen Resolution vom 
19. Mai 2015. Extremismus darf aber 
nicht mit Entschlossenheit verwechselt 
werden. (…)«

Zur bevorstehenden Abstimmung 
im Bundestag über die Privatisie-
rung der Autobahnen teilte die Tü-
binger Abgeordnete Heike Hänsel 
(Die Linke) am Samstag mit:
Der SPD-Abgeordnete Martin Rose-
mann will mit seiner im Schwäbischen 
Tagblatt veröffentlichten Aussage, 
dass mit der Vorlage von Union und 
SPD die Autobahnprivatisierung end-
gültig vom Tisch sei, die Öffentlichkeit 
hinters Licht führen. Union und SPD 
haben sich den Vorschlägen des DGB 
zur Schaffung einer Anstalt öffentli-

chen Rechts verweigert. Damit wird 
mit dem Gesetzesvorhaben eine Priva-
tisierung durch die Hintertür weiterhin 
möglich.

Bundesautobahnen und Bundes-
fernstraßen gehören in öffentliches Ei-
gentum, denn sie sind Teil der öffent-
lichen Daseinsvorsorge. Es ist nicht 
hinnehmbar, dass eine solche umfang-
reiche Grundgesetzänderung weitge-
hend ohne eine öffentliche Debatte 
beschlossen werden soll. Die Reform 
der Bund-Länder-Finanzen soll zudem 
dazu dienen, eine Zustimmung zu die-
ser Privatisierung zugunsten von Kon-
zernen im Bundesrat bei den Ländern 
zu erpressen. Union und SPD haben 
letztlich das Ziel, durch eine Privatisie-
rung der Infrastruktur renditeträchtige 
Anlagemöglichkeiten für die Finanz-
branche zu schaffen, die vom Auto-
fahrer bezahlt werden müssen, sonst 
hätten sie die Hintertüren in ihrem 
Vorhaben geschlossen. Wer eine Öff-
nung in Richtung Privatisierung der 
Autobahnen verhindern will, muss die 
Gesetzesvorlage der großen Koalition 
in Berlin ablehnen. Ich werde kom-
mende Woche im Bundestag dagegen 
stimmen. (…)

In der Basisgewerkschaft »un-
ter_bau« an der Frankfurter 
Goethe-Uni sind bisher mehr-

heitlich noch Studierende organi-
siert. War das so geplant? 

Unbedingt. Im Anschluss an ihr Stu-
dium werden die meisten Absolventen 
zeit ihres Lebens lohnabhängig sein. 
Viele müssen sich schon während des 
Studiums ihren Lebensunterhalt ver-
dienen, allein an der Goethe-Uni tun 
dies mehr als 2.000 Hilfskräfte. Wer 
sich schon früh mit miesen Arbeits-
bedingungen, Kettenbefristungen und 
schlechter Bezahlung abfindet oder 
damit, sich gegen andere Beschäftig-
tengruppen ausspielen zu lassen, den 
stumpft das fürs spätere Arbeitsleben 
ab. Man hört zum Beispiel: Warum 
sollte ich als studentische Hilfskraft 
den Aufstand proben, wenn ich den 
Job sowieso nur ein, zwei Jahre ma-
che? Wenn alle so denken und han-
deln, werden die Bedingungen an 
den Hochschulen ganz sicher immer 
schlechter. Deshalb macht es sehr 
wohl Sinn, wenn sich Studierende ge-
werkschaftlich organisieren.

Auch weil sie ein Interesse an gu-
ter Lehre haben müssten? 

Genau. Wenn Dozenten sich von 
einer Befristung zur nächsten han-
geln, wenn die Hochschulen wegen 
mangelnder Grundfinanzierung und 
exzessiver Drittmittelfixierung Dau-
eranstellungen immer weiter zurück-
fahren, dann leiden darunter immer 
auch die Studierenden. Wie soll man 
erstklassige Lehre machen, wenn man 
Angst haben muss, seinen Job nach 
einem halben Jahr wieder los zu sein, 
wenn man unter ständigem Selbstver-
marktungsdruck steht, seine Familie 
nicht ernähren kann? Dazu kommt 
noch die Output-Fokussierung: Um 
sich zu profilieren, muss in einschlägi-
gen Journals publiziert werden, müs-

sen Drittmittel eingeworben werden. 
Qualitativ hochwertige und kritische 
Lehre kommt unter solchen Bedingun-
gen unter die Räder.

Sie wollen ja vor allem Beschäf-
tigte des akademischen Mittel-
baus für Ihre Sache gewinnen. 
Wie groß ist dort der Unmut? 

Hier tut sich eine Menge. Die 
Missstände werden zunehmend er-
kannt und benannt. Da ist zum Bei-
spiel das »Netzwerk für gute Arbeit 
in der Wissenschaft«, dem sich be-
reits 15 Initiativen angeschlossen 
haben. Das Bündnis gibt den Ange-
hörigen des Mittelbaus bundesweit 
eine Stimme, will gemeinsame Po-
sitionen erarbeiten und in die po-
litische Arena bringen. Außerdem 
unterstützt das Netzwerk den Aufbau 
lokaler Initiativen. Aus unserer Sicht 
ist es entscheidend, dass sich an den 
Hochschulen kampffähige Basisor-
ganisationen bilden. Denn nur mit 
einer effektiven organisierten Gegen-

macht werden sich Verbesserungen 
durchsetzen lassen.

Sie haben sich vor einem halben 
Jahr als »alternative Hochschul-
gewerkschaft« gegründet. Was 
haben Sie seither erreicht? 

Die Zahl unserer Mitglieder nimmt 
stetig zu, und die meisten davon 
bringen sich aktiv ein. Wir machen 
ihnen und allen Interessierten Wei-
terbildungsangebote, etwa zum The-
ma Arbeitsrecht, Arbeitskampf oder 
Organizing. Das ist der erste Schritt, 
um sich gegen schlechte Lohn- und 
Arbeitsbedingungen zu wehren. Bei 
den Tarifverhandlungen der Gewerk-
schaften GEW und ver.di im Februar 
waren wir vor Ort beim Streik-Café 
dabei und sind mit Beschäftigten ins 
Gespräch gekommen. Besonders freu-
en uns die vielen Anfragen von Inter-
essierten von anderen Hochschulen. 

Zu den möglichen Aktionsformen 
gehören ausdrücklich Arbeits-
kampfmaßnahmen. Wird so 
etwas auch bei Unibeschäftigten 
diskutiert, die nicht organisiert 
sind oder anderen Gewerkschaf-
ten angehören? 

Viele unserer Mitstreiter sind selbst 
noch bei ver.di oder der GEW Mit-
glied. Genau darin sehen wir großes 
Potential, weil das die Schlagkraft 
und die Chancen erhöht, mit Streik-
maßnahmen etwas zu erreichen. Wie 
wirksam es ist, wenn Gewerkschaf-
ten zusammenarbeiten, zeigt auch der 
Blick ins Ausland, beispielsweise nach 
Frankreich. Wir sehen uns nicht in 
Konkurrenz zu anderen Gewerkschaf-
ten, sondern als ein bereicherndes An-
gebot, das politische und ökonomi-
sche Forderungen zusammenbringt. 
Umgekehrt profitieren wir von der 
Expertise der DGB-Gewerkschaften, 
etwa dann, wenn Tarifverhandlungen 
anstehen. Interview: Ralf Wurzbacher

»Die Zahl unserer Mitglieder 
nimmt stetig zu«

Opposition im Labyrinth

Peer Steinbrück

Wahlen in Venezuela

Leichenfledderer des Tages 

Wenn einer bei der SPD 
weiß, wo Barthel den 
Most holt, dann ist es 

Peer Steinbrück. Als Parlamentarier 
kassierte der frühere Finanzminister 
mit Vorträgen, Aufsichtsratsman-
daten und dergleichen zwischen 
2009 und 2013 mal eben rund zwei 
Millionen Euro extra und war damit 
der Bundestagsabgeordnete mit den 
größten Nebeneinkünften. Unter den 
Kunden: der Baukonzern Bilfinger, 
der Stahlriese Thyssen-Krupp, die 
Beratungsfirma KPMG. Das Kapital 
lässt sich die Dienste von Sozialde-
mokraten gern was kosten.

Steinbrück hat ja auch immer 
geliefert. Unvergessen, wie er bis 
September 2008 das deutsche Ban-
kensystem für stabil erklärte, um im 
Oktober 2008 Milliarden Steuergel-
der für die Rettung der Hypo Real 

Estate zu verpulvern. An moralischer 
Verkommenheit lässt der Hamburger 
Typen wie Sigmar Gabriel, Frank-
Walter Steinmeier oder Gerhard 
Schröder weit hinter sich. Während 
die drei sich als Totengräber der 
Sozialdemokratie profilierten, ist 
das, was Steinbrück macht, schon 
Leichenfledderei. Er nutzt die Krise 
seiner Partei jetzt gar als PR für sein 
nächstes Projekt – eine Tournee mit 
dem Kabarettisten Florian Schröder. 
Zum Auftakt gaben beide der Frank
furter Allgemeinen Sonntagszeitung 
ein Interview – in dem der Ex-SPD-
Kanzlerkandidat den heutigen ver-
spottet. Die 100 Prozent bei der Wahl 
von Martin Schulz zum Parteichef 
seien »vergiftet« gewesen, meinte er. 
Das Publikum habe sich gewundert: 
»Steht da jetzt Erich Schulz-Ho-
necker?« Wenn ausgerechnet Stein-
brück moniert, seine Genossen wür-
den oft wie »Heulsusen« auftreten, 
entbehrt das nicht der Ironie. Wurde 
er doch 2013, er war damals selbst 
Kanzlerkandidat, auf einer Partei-
tagsbühne von tiefem Mitgefühl mit 
sich selbst übermannt, als seine Frau 
klagte, die Medien würden ihn zu 
Unrecht als Abzocker darstellen. Ge-
nutzt hat's nichts, die Wahl verloren 
die Sozialdemokraten krachend.

 Kristian Stemmler

Das Labyrinth ist seit 
Gabriel García Márquez 
eine gern benutzte Meta-

pher für ausweglose Situationen in 
Lateinamerika. Hatte der Litera-
turnobelpreisträger den Irrgarten 
noch mit Venezuelas Nationalhel-
den Simón Bolívar in Verbindung 
gebracht, scheint sich heute die 
Opposition des südamerikanischen 
Landes in Sackgassen und Irrwegen 
verlaufen zu haben.

Monatelang hatten die Re-
gierungsgegner nach »Wahlen« 
gerufen und sich beschwert, dass 
die Entscheidung über die Gouver-
neure der Bundesstaaten und der 
Regionalparlamente, die bereits im 
vergangenen Jahr fällig gewesen 
wäre, noch immer nicht angesetzt 
worden war. Diese Kritik hatten 
durchaus auch Regierungsanhänger 
geteilt, denn durch die nur mühsam 
zu rechtfertigende Verzögerung 
setzte Venezuelas Nationaler Wahl-
rat (CNE) seinen Ruf aufs Spiel, 
transparente und faire Wahlen zu 
gewährleisten. Diese Fähigkeit war 
ihm in den vergangenen anderthalb 
Jahrzehnten international bestätigt 
worden, und aus den vielen Wahl-
erfolgen schöpfte der Chavismus 
einen Großteil seiner Legitimation.

Nun hat der CNE den Termin für 
die Regionalwahlen auf den 10. De-
zember gelegt. Das ist realistisch, 
denn ein früherer Zeitpunkt wäre 
kaum machbar – auch dann nicht, 
wenn es im Juli keine Wahl zur Ver-
fassunggebenden Versammlung ge-
ben würde. Die politischen Kräfte in 
den Bundesstaaten müssen ihre Kan-
didaten nominieren, vielfach durch 
Vorwahlen. Das braucht Zeit für Dis-
kussionen und Verhandlungen.

Die ablehnende Reaktion der 
Opposition zeigt, dass es ihr eben 
nicht um demokratischen Wett-
bewerb geht. Vielmehr setzen die 
Regierungsgegner längst auf alles 
oder nichts: Staatschef Nicolás Ma-
duro soll weg. Die einzigen Wahlen, 
die sie akzeptieren würden, wären 
Präsidentschaftswahlen. Die aber 
sind vor dem regulären Termin En-
de 2018 nicht drin – sofern man die 
geltende Verfassung achtet. Denn 
selbst wenn Maduro heute seinen 
Rücktritt erklären würde, wäre es an 
seinem Vizepräsidenten, die Amts-
zeit zu Ende zu führen.

Die Opposition steht also vor 
einem Dilemma: Boykottiert sie 
die Constituyente und die Regio-
nalwahlen, könnte sie am Ende mit 
leeren Händen dastehen. Beispiele 
dafür gibt es: 2005 boykottierten 
die Rechten die Parlamentswah-
len – das Ergebnis war eine Na-
tionalversammlung, die nahezu 
hundertprozentig vom Regierungs-
lager dominiert wurde. Es lag an 
der Unfähigkeit und dem Unwillen 
der führenden chavistischen Kräfte, 
dass sie das nicht für eine soziali-
stische Umwälzung des venezolani-
schen Staates genutzt haben.

Heute fordert der linke Flügel des 
Regierungslagers in Venezuela, auf 
die Protest- und Gewaltwelle der 
Opposition mit einer Radikalisie-
rung des Reformprozesses zu rea-
gieren – und mobilisiert deshalb für 
eine »revolutionäre Constituyente«. 
Es wäre eine Ironie der Geschichte, 
wenn die rechte Opposition am 
Ende auf die Reformisten im Regie-
rungslager hoffen müsste, um eine 
neue Offensive der Bolivarischen 
Revolution zu verhindern.

André Scheer

Nach dem Studium lohnabhängig. Alternative Gewerkschaft will 
Studierende darauf vorbereiten. Ein Gespräch mit Conny Pretz
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Conny Pretz studiert Pädagogik  
und Sportwissenschaften und ist 

Sprecherin der alternativen  
Hochschulgewerkschaft »unter_bau« 

an der Johann-Wolfgang-Goethe-
Universität Frankfurt am Main  

(www.unterbau.org)
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